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„Klimaschutz im Fokus: DUH fordert
Ende klimaschädlicher Subventionen“

Die Deutsche Umwelthilfe fordert im Vorfeld der
Haushaltsdebatte den Abbau klimaschädlicher

Subventionen, um effektiven Klimaschutz mit dringend
benötigten Mitteln zu unterstützen. Bundesgeschäftsführer

Jürgen Resch und -geschäftsführerin Barbara Metz
kritisieren die finanzielle Förderung energieintensiver

Projekte und plädieren für eine umfassende Reform der
Gebäudeförderung. Hier erfahren Sie, welche

Konsequenzen die Abschaffung klimaschädlicher
Privilegien für die Gesellschaft und den Umweltschutz

haben könnte.

Wirtschaftliche Umstrukturierung:
Deutsche Umwelthilfe fordert Mut zur
Veränderung

Berlin hat in den letzten Monaten einen intensiven Diskurs über



den Klimaschutz erlebt. Im Mittelpunkt steht die Forderung der
Deutschen Umwelthilfe (DUH), klimaschädliche Subventionen
drastisch zu reduzieren. Ein Schritt, der nicht nur ökologisch,
sondern auch ökonomisch von großer Bedeutung ist.

Die DUH, vertreten durch ihre Geschäftsführer Jürgen Resch und
Barbara Metz, hebt hervor, dass die Fortführung des aktuellen
Subventionssystems nicht nur umweltschädlich, sondern auch
finanzpolitisch bedenklich ist. Resch betont, dass die
Abschaffung von Privilegien wie Diesel- und Dienstwagen einen
enormen CO2-Ausstoß reduzieren könnte: „Fast 34 Millionen
Tonnen CO2 könnten bis 2030 eingespart werden. Darüber
hinaus könnten jährlich mehr als 15 Milliarden Euro zusätzlich in
die Staatskasse fließen, was eine nachhaltige Finanzierung von
Initiativen wie dem Deutschlandticket ermöglichen würde.“ Der
Fokus müsse auf einer nachhaltigen Mobilität für alle liegen,
anstatt klimaschädliche Vorzüge für eine kleine Gruppe zu
unterstützen.

Die aktuellen Subventionen nehmen enorme Ausmaße an. Ein
gerade veröffentlichter Bericht zeigt, dass der staatlich
geförderte Ausstoß von 156 Millionen Tonnen CO2 bis 2030 mit
einem Volumen von jährlich 35,8 Milliarden Euro einhergeht.
Diese Zahlen verdeutlichen die Dringlichkeit eines Umdenkens
im Haushalt des Bundes.

Ein weiterer kritischer Punkt, den Metz anspricht, ist die
Reduzierung von Fördermitteln für effiziente Gebäude um 2,4
Milliarden Euro. „Die Sanierungsrate sinkt weiter, während
gleichzeitig in klimaschädlichen Neubau investiert wird“,
kritisiert sie. Ihrer Meinung nach sollte die Regierung
mindestens 25 Milliarden Euro für die Förderung
energieeffizienter Gebäude bereitstellen und eine soziale
Reform bei der Gebäudeförderung einleiten. Nur so können die
Herausforderungen der Wohnungskrise und der Energiearmut in
Deutschland gemeistert werden.

Diese Diskussion ist nicht nur für Umweltaktivisten von



Bedeutung, sondern hat auch tiefgreifende Auswirkungen auf
die Gemeinde und die Wirtschaft insgesamt. Ein Umstieg auf
nachhaltige Praktiken könnte die Lebensqualität der Bürger
verbessern und gleichzeitig Arbeitsplätze in den Bereichen
Energieeffizienz und nachhaltiger Bau schaffen. Der Dialog über
die Umstrukturierung von Subventionen könnte zudem einen
Anreiz für Innovationen in grünen Technologien bieten und
damit langfristige wirtschaftliche Erfolge sichern.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass eine Abkehr von
klimaschädlichen Subventionen nicht nur der Umwelt
zugutekommt, sondern auch erhebliche wirtschaftliche Chancen
aufzeigt. Die Deutsche Umwelthilfe fordert daher eine Politik, die
den Klimaschutz zur Priorität erhebt und gleichzeitig die sozialen
Aspekte im Blick behält, um eine gerechte und nachhaltige
Zukunft zu gestalten.
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